
Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Burgenländlschen Landtages der XIV. Gesetzgebungsper'ode

Initiativantrag

Zahl 14-6

Antrag

Beilage 6

der Abgeordneten Ottllle Matysek, Dlpl. Ing. Halb­
ritter und Genossen auf ErlasBung eines Gesetzes,
mit dem das Burgenlindische BezUgegesetz geändert
wird.

Der Landtag wolle beschließen:

Gesetz
vom , mit dem das Burgenländlsche Be-
zUgegesetz geändert wird.

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Burgen\ändische Bezügegesetz, LGBI. Nr. 14/
1973, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGBI.
Nr. 12/1981, wird wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 1 zweiter Halbsatz hat zu lauten:
"der Bezug der Obmänner der Klubs (im Falle

der Bestellung eines geschäftsführenden Klubobman­
nes nur dessen Bezug) sowie des Obmannes und
Obmann-Stellvertreters des Kontrollausschusses er­
höht sich für die Dauer Ihrer Amtstätigkeit um eine
Amtszujage, die ~ür die 'Obmänner der Klubs 66 v. H.,
für den Obmann und Obmann-Stellvertreter des Kon­
trollausschusses 50 v. H. des ihnen gebührenden Be­
zuges (§ 3) beträgt. ,.

2. § 5 Abs. 2 hat zu lauten:
,,(2) Die Amtszulage gebührt den Präsidenten des

Landtages sowie dem Obmann und dem Obmann­
SteIlvertreter des Kontrollausschusses von dem Mo­
nat an, in dem sie ge.wählt werden, den Obmännern
der Klubs von dem Monat des Einlangens der schrift­
lichen Mitteilung ihrer Bestellung an den Präsiden­
ten des Landtages an. Cl

3. § 7 Abs. 2 letzter Satz hat zu lauten:
"Unter dem Nettodiensteinkommen (Nettoruhe-,

Nettoversorgungsgenuß) sind die steuerpflichtigen
Einkünfte aus Dienstverhältnissen im Sinne des er­
sten Satzes (der steuerpflichtige Ruhe-, Versorgungs­
genuß), vermindert um die darauf entfallende Lohn­
steuer zu verstehen."

4. § 7 Abs. 3 zweiter Satz hat zu lauten:
"Beziehen solche Organe einen RUhebezug als

ehemaliges im § 1 des Bundesgesetzes 8GBI. Nr.
273/1972 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.
Nr. 351/1981 angeführtes Organ, als Mitglied eines
anderen Landtages oder einer anderen Landesregie-

rung, so verringert sich der nach § 4 gebührende
Bezug um diese Nettoruhebezüge. ll

5. § 7 Abs. 4 und 5 haben zu lauten:

,,(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 sowie
des § 4 gelten sinngemäß auch für die im Art. 58
des Landes-Verfassungsgesetzes vom 14. September
1981, LGBI. Nr. 42, über die Verfassung des Burgen­
landes (L-VG) genannten Personen.

(5) Auf einen Bediensteten einer öffentlich-recht­
lichen Körperschaft, einer solchen' Stiftung, Anstalt
oder eines solchen Fonds, dessen Dienstrecht hin­
sichtlich Gesetzgebung in die Kompetenz des Lan­
des fällt, sind die Bestimmungen des Abs. 1 auch
dann anzuwenden, wenn er Bundespräsident. Lan­
deshauptmann, Mitglied der Bundesregierung, Staats­
sekretär, Mitglied der Volksanwaltschaft, Präsident
oder VIzepräsident des Rechnungshofes oder Mit­
glied einer anderen Landesregierung ist."

6. § 9 Abs. 2 hat zu lauten:

,,(2) Der monatliche Pensionsbeitrag beträgt für
Mitglieder des Landtages 13 v. H., für den Landes­
hauptmann-Stellvertreter und die Landesräte 16 v. H.
des Bezuges und der Sonderzahlungen."

7. § 10 Abs. 1 hat-~u lauten:

,,(1) Der Landeshauptmann-Stellvertreter und die
Landesräte erhalten, wenn sie ununterbrochen min­
destens sechs Monate im Amt waren, für die Dauer
von drei Monaten, wenn sie ununterbrochen minde­
stens ein Jahr im Amt waren, für die Dauer von sechs
Monaten, wenn sie aber ununterbrochen mindestens
drei Jahre im Amt waren, für die Dauer eines Jahres
nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit den ihnen im
Monat des Ausscheidens gebührenden Bezug unter
anteilsmäßiger Berücksichtigung von Sonderzahlun­
gen. Sie erhalten diesen Bezug unter anteilsmäßiger
Berücksichtigung von Sonderzahlungen für die Dauer
von sechs statt drei Monaten bzw. von einem Jahr
statt sechs Monaten, wenn nicht mindestens ein Jahr
nach Beendigung der AmtstätIgkeit ein Ruhebezug
(§ 32 oder § 21) oder nicht mindestens ein Monat
nach Beendigung der Amtstätigkeit ein Bezug nach
§ 3 oder ein Bezug als Mitglied des Nationalrates
oder des Bundesrates anfällt; ein Anspruch auf Fort­
zahlung des Bezuges besteht nicht, wenn der Lan­
deshauptmann-Stellvertreter oder die Landesräte
mindestens einen Monat nach Beendigung Ihrer
Amtstätigkeit einen Anspruch auf Bezüge als ein son­
stigesim § 1 des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 273/1972
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in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 351/
1981 angeführtes Organ erwerben. Ein Ausscheiden
aus dem Amt unter Betrauung mit der Fortführung
der Verwaltung (Art. 58 L-VG) gilt nicht als Unter­
brechung der Amtstätigkeit. § 7 Abs. 1 bis 3 ist sinn-
gemäß anzuwenden. 14

•

8. Dem § 10 sind folgende Abs. 5 und 6 anzufügen:

,,(5) Ein Anspruch auf eine einmalige Entschädi- .
gung nach Abs. 2 besteht nicht, wenn das Mitglied
des Landtages mindestens einen Monat nach Be­
endigung seiner· Funktionsausübung einen Ansp.ruch
auf Bezüge nach § 4 oder als ein im § 1 des Bundes­
gesetzes BGBI. Nr. 273/1972 in der Fassung des Bun­
desgesetzes BGBI. Nr. 351/1981 angeführtes Organ
erwirbt.

(6) Ein Ruhebezug nach § 21 gebührt frühestens
nach so viel Moriaten, als die einmalige Entschädi­
gung durch den im Monat des Ausscheidens gebüh­
renden Bezug teilbar ist. 1I

9. § 12 Abs. 1 hat zu lauten:

,,(1) Gebühren nach diesem Gesetz für densel­
ben kalendermäßigen Zeitraum mehrere Bezüge oder
ein Bezug und ein Ruhebezug (Versorgungsbezug),
so wird nur einer, und zwar der jeweils höhere Be­
zug (Ruhe-.Versorgungsbezug), ausgezahlt. 14

10. Im § 14 zweiter Satz werden die Worte "des Be­
zugesll durch die Worte "des Gehaltes" ersetzt.

11. § 15 hat zu lauten:
1I§ 15

Für die Dauer der Amtstätigkeit gebühren dem
Landeshauptmann und den übrigen Mitgliedern der
Landesregierung als Reisekostenentschädigung

a) für Dienstreisen innerhalb des Landes Burgen­
land sow'le 'für Dienstreisen in die übrigen Bun­
desländer 15 v. H. ihres Bezuges. Diese Entschä­
digung gebührt zwölfmal jährlich;

b) für Dienstreisen außerhalb Österreichs die glei­
chen Vergütungen, wie sie einem Landesbeamten
der Dienstklasse IX zustehen. Dem Landeshaupt­
mann gebühren diese Entschädigungen jedoch
nur für jene Dienstreisen, für die ihm nicht be­
reits nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein
Vergütungsanspruch gegenüber dem Bund zu­
steht."

12. § 19 Abs. 1 hat zu lauten:

,,(1) Der Ruhebezug wird auf der Grundlage des
gemäß § 3 festgelegten Bezuges sowie einer allfälli­
gen Amtszulage für die vor dem Ausscheiden inne­
gehabte letzte Funktion (§ 5 Abs. 1). sofern diese
Funktion mindestens ein Jahr lang ausgeübt worden
ist. und der ruhebezugsfähigEm Gesamtzeit ermittelt.
Eine Amtszulage Ist auch dann bei der Ermittlung
de$ Ruhebezuges zu berücksichtigen, wenn sie zwar
nicht vor :dem Ausscheiden, jedoch mindestens drei
Jahre lang während der ruhebezugsfähigen Gesamt­
zeit gebührt hat. Haben mehrere Amtszulagen ge­
bührt, so ist die höhere Amtszulage bei der Ermitt­
lung des Ruhebezuges zu berücksichtigen, solerne
sie mindestens drei Jahre lang gebührt hat."

13. § 19 Abs. 4 hat zu lauten:

,,(4) Zeiten, die ein Mitglied des Landtages als
Landeshauptmann und als sonstiges Mitglied der
Landesregierung zurückgelegt hat, sind. wenn sie
keinen Ansprl;Jch auf Ruhebezug nach den Bestim­
mungen des Artikels VI des Bundesgesetzes BGBI.
Nr. 273/1972 bzw. des Artikels V begründen, auf An­
trag für die Bemessung des Ruhebezuges nach die­
sem Artikel anzurechnen."

14. § 31 lit. c hat zu lauten:

"c) Zuwendungen, die für die Tätigkeit als ein im
§ 1 des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 273/1972 in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 351/
1981 angeführ.tesOrgan, als. Mitglied einer an­
deren Landesregierung, als Bürgermeister oder
,als Mitglied eines Gemeinderates oder eines
Gemeindevorstandes gewährt werden, CI

15. § 33 hat zu lauten:
,,§ 33

Zeiten, während welcher eine im Artikel 58 L-VG
genannte P,erson mit der 'Fortfiihrung der Verwal­
tung betraut war, sind wie Zeiten der Ausübung der
entsprechenden Funktion zu behandeln."

16. § 40 Abs. 2 wird aufgehoben; im bisherigen Abs. 1
entfällt die Absatzbezeichnung.

Artikel 11

Es treten in Kraft:

1. Art. I Zift. 6 mit 1. Feber 1983.

2. Alle Obrigen Bestimmungen des Art. I mit 1. Jän­
ner 1983.

Erläuterungen:

Das Burgenländische Bezügegesetz wurde in sei­
nem systematischen Aufbau nach dem Modell des
Bezügegesetzes des Bundes, BGBI. Nr. 273/1972, er­
stellt. Die einzelnen Bestimmungen des Landesge­
setzes entsprechen im wesentlichen jenen des Bun-

desgesetzes. Die inhaltliche Abstimmung des Bur­
genländischen Bezügegesetzes auf das Bezügege­
setz des Bundes erscheint überaus zweckmäßig und
erleichtert wesentlich seine Vollziehung. überdies
werden dadurch weitgehend Schwierigkeiten für den



Fall vermieden, daß politische Funktionäre aus einer
Funktion des Landes in eine Funktion des Bundes
überwechseln bzw. nach einer Bundesfunktion eine
Landesfunktion übernehmen. Der vorliegende Ent­
wurf hält daher am System der inhaltlichen Abstim­
mung der Landesvorschriften mit den Bundesvor­
schriften grundsätzlich fest. In einigen Bestimmun­
gen sind jedoch nunmehr vom Bundesbezügegesetz
abweichende Regelungen vorgesehen. Diese Rege­
lungen verfolgen den Zweck, Mehrfachansprüche po­
litischer Funktionäre auf Entschädigung während
ihrer aktiven politischen Tätigkeit bzw. nach dem
Ausscheiden aus ihren politischen Funktionen weit­
gehend zu vermeiden.

Durch den" vorliegenden Entwurf (Art. I Zift. 1)
wird schließlich für den Obmann und den Obmann­
SteIlvertreter des durch die neue Landesverfassung
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vorgesehenen Landeskontrollausschusses ein An­
spruch auf eine Amtszulage normiert. Die Reisepau­
schalien der Mitglieder der Landesregierung werden
nunmehr ihrer Höhe nach im Gesetz selbst festge­
legt (Art. I Ziff. 11). überdies werden die Pensions­
beiträge der Landtagsabgeordneten von 7 auf 13 v. H.
und jene des Landeshauptmann-Stellvertreters und
der Landesräte von 9 auf 16 v. H. ihres Bezuges ab
1.2. 1983 angehoben, zumal auch der Bund im neuen
Bezügegesetz eine derartige Änderung vornehmen
wird.

Gemäß § 22 Abs. 4 der -Geschäftsordnung des
Bgld. ,Landtages wird beantragt, den gegenständ­
lichen Antr.ag in -erste .Lesung zu nehmen und dem
Rechts- und FinanzausschuB zur Voroeratung zu­
zuweisen.

Ottilie Matysek eh.
Mayer eh.
Sipötz eh.
Grandits eh.
Ing. Lang eh.
lng. Holper eh.
Polzer eh.
Pomper eh.
Kogler eh.
Puhm eh.
Wurglics eh.
Piller eh.
Resch eh.
Maser eh.
Prandler eh.
Müllner eh.
Elli Zipser eh.

Eisenstadt, am 7. Dezember 1982

Dip!. Ing. Halbritter eh.
Dr. Dax eh.
Dr. Widder eh.
Ing. Wagner eh.
Heincz eh.
Rechnitzer Elisabeth eh.
Gilschwert eh.
Ehrenhöfler eh.
Dr. Sauerzopf eh.
DDr. Schranz eh.
Kurz eh.
Rittsteuer eh.
Landl eh.
Korbatits eh.
Jellasitz eh.


